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Bundesstadt Bonn 
Die Oberbürgermeisterin 
als örtliche Ordnungsbehörde 
 

Allgemeinverfügung 
 

der Bundesstadt Bonn 
zu kontaktreduzierenden Maßnahmen im Rahmen der Bekämpfung von übertragbaren 

Krankheiten nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) 

 
Die Oberbürgermeisterin der Bundesstadt Bonn als örtliche Ordnungsbehörde (Bürgerdienste), 
Berliner Platz 2, 53111 Bonn erlässt auf Grundlage von § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 i.V.m. § 30 
Abs. 2 Satz 2 IfSG i.V.m. § 7  der Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronaschutzverordnung – CoronaSchVO) vom 17.08.2021 in der 
i.V.m. §§ 16 und 17 Corona-Test-und Quarantäneverordnung vom 08.04.2021 in der gültigen 
Fassung vom 19.08.2021 sowie § 3 Absatz 2 Nr. 1 und Absatz 3 Nr. 1 des Gesetzes zur 
Regelung besonderer Handlungsbefugnisse im Rahmen einer epidemischen Lage von 
nationaler oder landesweiter Tragweite und zur Festlegung der Zuständigkeiten nach dem 
Infektionsschutzgesetz (Infektionsschutz und Befugnisgesetz - IfSBG-NRW) vom 22.04.2021 
folgende Allgemeinverfügung: 
 

I. Anordnung häuslicher Absonderung 

 

1. Anordnung der häuslichen Absonderung von anderen Kontaktpersonen gemäß 
der Definition des RKI  
 

a) Personen, denen vom Gesundheitsamt oder einer auf SARS-CoV-2 positiv getesteten 
Person mitgeteilt wird, dass sie gemäß den jeweils geltenden Kriterien des Robert 
Koch-Instituts (RKI) sog. enge Kontaktpersonen sind, müssen sich mit Kenntnis der 
Mitteilung unverzüglich häuslich absondern. 

 

b) Das gleiche gilt, wenn diese Mitteilung durch eine vom Gesundheitsamt dazu 
beauftragte Person erfolgt. Dies kann insbesondere eine positiv auf das Coronavirus 
getestete Person (Indexperson) sein, die von dem Gesundheitsamt entsprechend 
unterrichtet und angewiesen wurde. 

Mitteilungen an betroffene Personen durch oder im Auftrag des Gesundheitsamts können 
mündlich, in Textform oder schriftlich ergehen, z.B. per Anruf, SMS, E-Mail oder Brief. 
 
2. Anordnung der häuslichen Absonderung von positiv getesteten Personen  
 
Positiv auf das Coronavirus getestete Personen müssen sich unverzüglich nach 
Kenntniserlangung des positiven Testergebnisses (Coronaschnelltest oder PCR-Test) in 
häusliche Absonderung begeben. Dies gilt auch für Personen, die ein positives Testergebnis 
eines Coronaschnelltestes erhalten haben, bis zum Zeitpunkt des Vorliegens eines PCR-
Testergebnisses:  
 
a) in den Fällen der Ziffer I.1 mit Ablauf des 14. Tages nach dem maßgeblichen 
Kontakt zu der auf das Coronavirus positiv getesteten Person und Symptomfreiheit [1] seit 
mindestens 48 Stunden. Am letzten Tag der Quarantäne muss nach Maßgaben des 
Gesundheitsamts vor Entlassung aus der Quarantäne ein Antigenschnelltest oder PCR-
Nachweis durchgeführt werden. 
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b) in den Fällen der Ziffer I.2. mit Ablauf des 14. Tages nach dem Tag der Probennahme und 
Symptomfreiheit. Am letzten Tag der Quarantäne muss nach Maßgaben des 
Gesundheitsamts vor Entlassung aus der Quarantäne ein Antigenschnelltest oder PCR-
Nachweis durchgeführt werden. 
 
c) Von der Quarantänepflicht nach Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind gemäß § 10 Absatz 1 der 
COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 
V1) Personen, die über eine nachgewiesene Immunisierung durch Impfung oder Genesung 
gemäß § 1 Absatz 3 und § 2 Nummer 1 bis 5 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) verfügen. Treten inner-
halb von 14 Tagen ab Vorliegen der Voraussetzungen, die bei Nichtgeimpften zur Anordnung 
einer Quarantäne führen würden, Krankheitssymptome auf, so muss sich die Person unver-
züglich in Quarantäne begeben und eine zeitnahe Testung veranlassen 
 
3. Einzelverfügungen Verfügungen des Gesundheitsamtes im Einzelfall gehen den 
Anordnungen und Regelungen dieser Allgemeinverfügung vor. 
 
 
II.  Die Anordnung ist sofort vollziehbar.  
 

III. Die Allgemeinverfügung tritt am 21.08.2021 in Kraft und mit Ablauf des 
17.09.2021 außer Kraft. 

 
IV. Auf die Bußgeldbewehrtheit bzw. Strafbewehrtheit einer 

Zuwiderhandlung gegen diese Anordnung wird hingewiesen.  
 

Begründung:  
 
Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die notwendigen 
Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 28a bis 31 IfSG genannten, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden, soweit 
und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. 
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinn des § 2 Nr. 1 IfSG, der 
sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet hat. Zwar konnten inzwischen mehrere Impfstoffe 
entwickelt werden, diese stehen jedoch noch nicht in einer so ausreichenden Menge zur 
Verfügung, um kurzfristig einen Großteil der Bevölkerung impfen zu können. Eine wirksame 
Therapie wurde zudem noch nicht gefunden. Somit besteht die Gefahr einer Verstärkung des 
Infektionsgeschehens mit erheblichen Folgen für Leben und Gesundheit der Bevölkerung und 
einer möglichen Überforderung des Gesundheitssystems unvermindert fort. Nach der 
Risikobewertung des Robert Koch-Instituts handelt es sich weltweit und in Deutschland nach 
wie vor um eine sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation, die Gefährdung für die 
Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland wird nach wie vor insgesamt als hoch, für 
Risikogruppen als sehr hoch eingeschätzt. Für diese Anordnungen zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten ist die Bundesstadt Bonn als örtliche Ordnungsbehörde nach § 3 
Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung besonderer Handlungsbefugnisse im Rahmen einer 
epidemischen Lage von nationaler oder landesweiter Tragweite und zur Festlegung der 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (Infektionsschutz- und Befugnisgesetz - 
IfSBG-NRW) zuständig. Zur Bewältigung dieser Lage hat die Coronaschutzverordnung 
verschiedene auf § 28 Absatz 1, 28 a und b IfSG gestützte Schutzmaßnahmen angeordnet. 
Diese verfolgen das Ziel einer größtmöglichen Unterbindung persönlicher Kontakte. Aufgrund 
der weiterhin vorhandenen, allerdings sinkenden Infektionszahl mit SARS-CoV-2 in 
Deutschland, Nordrhein-Westfalen und der Bundesstadt Bonn mit verschiedenen Indexquellen 
ist ein ordnungsbehördliches Einschreiten auf Grundlage des IfSG erforderlich. Die 
vorliegende Allgemeinverfügung ist somit geeignet und erforderlich, um die Übertragung von 
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SARS-CoV-2 im Rahmen von Zusammenkünften dieser Art zu verhindern und das Risiko 
einer weiteren Verbreitung einzudämmen. Über die Quarantäne von Kontaktpersonen, die 
keine Haushaltsangehörigen im Sinne von § 16 Corona-Test-und-Quarantäneverordnung –
(CoronaTestQuarantäneVO) sind, entscheidet die örtliche Ordnungsbehörde gemäß § 17 
dieser Verordnung in Abstimmung mit dem zuständigen Gesundheitsamt. Die 
Allgemeinverfügung ist darüber hinaus auch angemessen, da sie nicht außer Verhältnis zu 
dem in der Allgemeinverfügung angestrebten Schutz der Rechtsgüter Leben, Leib und 
Gesundheit der Bevölkerung steht. Hinter dem Schutz dieser überragenden Re chtsgüter 
haben private sowie wirtschaftliche und finanzielle Interessen zurückzustehen. In der 
Bundesstadt Bonn ist ein tendenziell steigendes Infektionsgeschehen zu verzeichnen.  
 
 
Begründung zu Ziffer I: 
 
Gerade angesichts der zahlreichen Infektionen und den steigenden Infektionszahlungen muss 
es Ziel sein, durch geeignete Maßnahmen wie eine häusliche Isolation von Kontaktpersonen 
mit engem Kontakt zu COVID-19-Fällen, von Verdachtspersonen, die aufgrund einschlägiger 
Symptomatik auf SARS-CoV-2 getestet werden und von Personen, die positiv 
auf das Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden, eine Ausbreitung 
der Infektion mit SARS-CoV-2 so weit wie möglich zeitlich zu verlangsamen. 
 
Nur so können auch die vorgenannten Risikogruppen ausreichend geschützt werden. 
Die häusliche Isolation ist dabei aus infektionsmedizinischer Sicht eine entscheidende 
Maßnahme zur Unterbrechung möglicher Infektionsketten. 
 
Mit den Anordnungen werden Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz getroffen, 
die der Ausbreitung der Corona-Pandemie in der Bundesstadt Bonn entgegenwirken 
sollen. Die Anordnungen wurden in der Bundesstadt Bonn in der Vergangenheit 
im Einzelfall getroffen, sobald dem Gesundheitsamt die entsprechenden Laborergebnisse 
vorlagen und die nötigen Daten zur Kontaktaufnahme ermittelt werden konnten. 
Nunmehr erhalten positiv auf Corona getestete Personen häufig die Ergebnisse des 
Tests früher als das Gesundheitsamt der Bundesstadt Bonn. Eine Verzögerung bei der 
Isolierung dieser Personen und der mit ihnen in einem Haushalt lebenden Personen 
in häuslicher Absonderung ist aber nicht hinnehmbar, so dass die Anordnung nun bereits 
mit dieser Allgemeinverfügung erfolgt. 
 
Aufgrund des Anstiegs der Testungen und der Zahl der positiv getesteten Personen 
ist es zur Eindämmung der Virusverbreitung erforderlich, dass enge und andere 
Kontaktpersonen nach der Definition des Robert-Koch-Institutes (RKI) möglichst schnell und 
unbürokratisch von ihrem Infektionsrisiko bzw. ihrer potenziellen Infektion Kenntnis erlangen 
und sich in häusliche Absonderung begeben. 
 
Kontaktpersonen zu einem bestätigten COVID-19-Fall werden bei Vorliegen mindestens 
einer der folgenden Situationen als enge Kontaktpersonen (mit erhöhtem Infektionsrisiko) 
definiert: 
 
1.Enger Kontakt (<1,5 m, Nahfeld) länger als 10 Minuten ohne adäquaten Schutz# 
(adäquater Schutz = Fall und Kontaktperson tragen durchgehend und korrekt MNS 
[Mund-Nasen-Schutz] oder FFP2-Maske). 
2.Gespräch mit dem Fall (face-to-face-Kontakt, <1,5 m, unabhängig von der Gesprächsdauer) 
ohne adäquaten Schutz  (adäquater Schutz = Fall und Kontaktperson 
tragen durchgehend und korrekt MNS [Mund-Nasen-Schutz] oder FFP2-Maske). 
3.Gleichzeitiger Aufenthalt von Kontaktperson und Fall im selben Raum mit wahrscheinlich 
hoher Konzentration infektiöser Aerosole unabhängig vom Abstand für > 10 
Minuten, auch wenn durchgehend und korrekt MNS (Mund-Nasen-Schutz) oder FFP2- 
Maske getragen wurde. 
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Die häusliche Absonderung stellt ein Mittel zur Verhinderung der weiteren Verbreitung 
der Krankheit dar, dessen Eignung durch frühere Erfahrungen gut belegt ist. Für den 
Betroffenen weniger einschneidende gleich geeignete Mittel sind nicht ersichtlich. 
 
Für diese Anordnungen zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten ist die Bundesstadt 
Bonn als örtliche Ordnungsbehörde nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung 
besonderer Handlungsbefugnisse im Rahmen einer epidemischen Lage von nationaler 
oder landesweiter Tragweite und zur Festlegung der Zuständigkeiten nach 
dem Infektionsschutzgesetz (Infektionsschutz- und Befugnisgesetz - IfSBG-NRW) in 
Verbindung mit § 17 Abs. 1 und 2 der Corona-Test-und Quarantäneverordnung zuständig. 
 
Begründung zu Ziffer II: 
 
Die Anordnung ist sofort vollziehbar gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG. Gemäß 
§ 16 Abs. 8 IfSG, der auch im Rahmen von Maßnahmen gem. § 28 Abs. 1 und 2 IfSG 
gilt (siehe § 28 Abs. 3 IfSG), haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die 
entsprechenden Maßnahmen keine aufschiebende Wirkung. 
 
Begründung zu Ziffer III: 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 S. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz 
NRW (VwVfG NRW) am Tage nach ihrer Bekanntmachung als bekanntgegeben. 
Die öffentliche Bekanntgabe der Allgemeinverfügung im Amtsblatt der Bundesstadt 
Bonn ist gem. § 41 Abs. 3 S. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein- 
Westfalen – VwVfG NRW – zulässig. Die Anordnung des Inkrafttretens der 
Allgemeinverfügung findet ihre Grundlage in § 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG NRW. 
 
Begründung zu Ziffer IV: 
 
Die Bußgeldbewehrtheit bzw. Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen diese Anordnung 
ergeben sich im Einzelnen aus § 73 IfSG bzw. § 74 IfSG. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage 
bei dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln erheben. Die Klage ist 
schriftlich beim Verwaltungsgericht einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle zu erklären. 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss 
für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. 
Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person 
versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 
Übermittlungsweg gem. § 55 a Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung eingereicht 
werden. 
 
Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen 
bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behörden-postfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 
24.11.2017 (BGBl. I S. 3803).  
 
 
 
gez. Wolfgang Fuchs  
Stadtdirektor 
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